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KURZFASSUNG 
 

1          CHARAKTERISIERUNG DER THEMENSTELLUNG UND IHRES SCHWIERIGKEITSGRADES 
 

Diese Themenstellung kann dadurch charakterisiert werden, daß sie im Schnittstellenbereich 
zwischen Marketing und Recht angesiedelt ist. Die gesellschaftlichen und hierbei insbesondere die 
rechtlich-politischen Rahmenbedingungen sollen so dargestellt werden, daß ihr Bezug zum Marke-
tingbereich der Unternehmen  erkennbar ist. Daraus ergibt sich auch der Schwierigkeitsgrad der 
Arbeit.  
In der einschlägigen juristischen Literatur werden zwar in einer Vielzahl von Büchern oder  

Aufsätzen  die Gesetze, Verordnungen etc. der Bundesrepublik Deutschland im Detail dargestellt. 
Allerdings geben   diese Darstellungen i.d.R.  keine Antworten darauf,  inwieweit durch die recht-
lichen Bestimmungen die unternehmerischen Planungen im Marketingbereich beeinflußt werden. 
Damit fehlt ihnen im Regelfall  der Bezug zur (marketingmäßigen) Realität in den Unternehmen.    
Aber auch in der betriebswirtschaftlichen und hier der marketingbezogenen Fachliteratur werden 
die rechtlichen / politischen  Rahmendaten entweder überhaupt nicht erwähnt oder oft nur als 
„Marginalie“ im Umfang von einigen wenigen Zeilen oder Absätzen abgehandelt.   
 

2          VORGEHENSWEISE 
 

Die vorliegende Arbeit soll einen Beitrag darstellen,  diese „Lücke“ zu schließen. Um dieses Ziel zu 
erreichen, wurde wie folgt vorgegangen. Zunächst mußten begriffliche Grundlagen des Marketing  
und der Rahmenbedingungen gelegt werden. Bezüglich der Rechtsordnung (rechtliche 
Umweltkomponente) wurden deren Elemente und Eigenschaften näher behandelt, um ein grundle-

gendes Verständnis zu erreichen. Nach der Untersuchung der  Interdependenzen zwischen Unter-
nehmen (Marketing) und Umwelt (rechtlich-politische Situation)    wurde das  Marketing in verschie-
dene Bereiche (Produkt-, Preis-, Kommunikations-, Distributionspolitik) eingeteilt. Hinsichtlich 
dieser Sub-Mix-Bereiche wurden jeweils wieder verschiedene Unterbereiche (z.B. Verpackung, 
Marken, Kundendienst bei der Produktpolitik) gebildet.  In bezug auf diese  einzelnen Elemente wur-
de jeweils im Detail untersucht, durch welche Rechtsbestimmungen in der Praxis  sie determiniert 
werden. Danach wurde die Frage behandelt,  welche Konsequenzen  sich aus der Existenz der 
rechtlichen Rahmendaten für die Unternehmen ergeben, die in einer fiktiven Situation ohne 
rechtliche Bestimmungen nicht relevant wären.    
 

3          ERGEBNISSE 
 

Es haben sich die folgenden Ergebnisse herauskristallisiert. 
Bei einer Vielzahl von marketingbezogenen Entscheidungen aus den Bereichen Produkt, Preis-, 
Kommunikations-, und Distributionspolitik sind rechtliche Bestimmungen zu beachten. Diese sind 

insbesondere komplex und einem ständigen Wandel im Zeitablauf unterworfen. Sie stammen nicht 
aus einem „Marketing-Gesetzbuch“, sondern sie finden sich zerstreut in den unterschiedlichsten 
Rechtsquellen (UWG n. F., GWB, ProdHaftG, PAngV, LMBG  etc.) oder in einer Vielzahl von (höchst-
richterlichen) Urteilen (z.B. zahlreiche BGH- Urteile zu den Direktmarketing-Instrumenten). Damit 
handelt es sich bei der Lösung von Entscheidungsproblemen im Marketingbereich  um Marketing-
Rechts-Probleme. Daraus resultieren bestimmte personalwirtschaftliche (z.B. Qualifikations-/Ko-
operationsproblem), organisatorische und  informationswirtschaftliche Konsequenzen, die sich für 
den fiktiven Fall der Nichtexistenz der rechtlichen Rahmenbedingungen nicht ergeben würden.   



1  Einführende Anmerkungen 
1.1  Begriff und Wesen der Rahmenbedingungen 
 

Unternehmen agieren nicht im luftleeren Raum, sondern sind in eine vielschichtige Umwelt 

eingebettet.   

Dieses Umfeld für die Unternehmen kann in unterschiedliche Segmente eingeteilt werden. Bei 
seiner Segmentierung kann insbesondere zwischen den  gesamtwirtschaftlichen und den 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen unterschieden werden. Sie stellen einen Datenkranz dar,  
der von den Unternehmen entweder nicht oder nur in sehr eingeschränktem Maße beeinflußt 
werden kann.  

Ein entscheidendes Merkmal dieses Unternehmensumfeldes ist seine Dynamik. Dies bedeutet, daß 
es einem mehr oder weniger starken Wandel im Zeitablauf unterliegt. Bei Änderungen sehen sich 
Unternehmen veranlaßt, ihre bisherigen Strategien und Planungskonzeptionen einer Überprüfung 
zu unterziehen. Dabei wird geprüft, inwieweit sie auf der Grundlage der sich verändernden  

Rahmenbedingungen noch angemessen sind bzw. ob  und in welchem Ausmaß die bisherigen 
Handlungsweisen des Unternehmens dem neuen Bedingungsumfeld angepaßt werden müssen, da 
sich neue Aktionsmöglichkeiten als (im Sinne der unternehmerischen Zielsetzung) optimale 
unternehmerische Reaktion auf die veränderten Umweltbedingungen herauskristallisieren können.  
 

Dies bedeutet, daß kein Unternehmen es sich leisten kann, „im Heute stehen zu bleiben“ und 
insofern nicht auf den vielfältigen Wandel der Rahmenbedingungen zu reagieren. Dies gilt für die 
verschiedenen unternehmerischen Funktionen und Bereiche. Ein Bereich ist das Marketing, das im 

folgenden näher betrachtet werden soll.  
 

1.2 Begriff und Wesen des Marketing 
 

Tiefgreifende wirtschaftliche Veränderungen (einige Stichworte sind: vermehrtes Auftreten von 
Konkurrenzunternehmen, Globalisierung, zunehmende Marktsättigung in vielen Branchen (vgl. z.B. 

Kuß 2003, S. 18, der den Wandel der Marktbedingungen detailliert beschreibt; s.a. Anzenbacher 1998, S. 80, der einige 

Ursachen für die Globalisierung nennt) haben in den letzten Jahrzehnten einen Wandel vom 

Verkäufermarkt  zum Käufermarkt vollzogen (vgl. z.B. Kmuche 2000, S. 20 f.). Im Gegensatz zum 
Verkäufermarkt ist ein Käufermarkt ein Markt, der von den Käufern geprägt wird, die sich dort in 
einer stärkeren Position befinden. Dies bedeutet, daß sich die Ziele der Nachfrager leichter, besser 
oder eher realisieren lassen als die der Anbieter (vgl. auch Wöhe/Döring 2000, S. 481 wo die wesentlichen 

Unterschiede zwischen Käufer- und Verkäufermarkt charakterisiert sind). Voraussetzung für das Entstehen 
eines Käufermarktes ist ein Angebotsüberschuß (Nachfragedefizit aus der Sicht der Käufer), der 
dadurch entstehen kann, daß das Angebot schneller wächst als die Nachfrage. In diesem Fall ist 
also nicht die Produktionskapazität, sondern der Absatz(markt) der für den Unternehmenserfolg 
maßgebende Engpaßfaktor. Deshalb werden sich in einer solchen Situation die Anstrengungen der 
Unternehmen vermehrt auf den Markt hin orientieren.  
 

Hier setzt der moderne Marketing-Begriff ein. Marketing kann aus dem englischen Wort „market“ für 
Markt hergeleitet werden. Im umgangssprachlichen Sinne wird Marketing häufig mit „Werbung“ 
gleichgesetzt. Aber selbst in der Unternehmenspraxis findet man heutzutage häufig noch ein enges 
Marketingverständnis, das Marketing lediglich als ein Hilfsmittel zur Absatzsteigerung ansieht, das 
insbesondere die Instrumente Werbung und Verkaufsförderung einsetzt.  In dieser Arbeit soll einer 
weiter gefaßten Marketingdefinition gefolgt werden. „Marketing“ im Sinne dieser Arbeit soll 
entsprechend der Mehrheit der Autoren von aktueller marketingspezifischer Fachliteratur als  die 
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